Themenschwerpunkt : Auf dem Weg zu einer neuen Weltordnung
Texte : Auszüge aus einem Buch Willy Brandts (1940) und eines Briefs von Konrad Adenauer (1945)
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Aufgaben
1 Fassen Sie die beiden Quellentexte mit eigenen Worten zusammen. [AFB I]

2 Skizzieren Sie die wichtigsten Ergebnisse der Potsdamer Konferenz. [AFB I]
3 Analysieren Sie vor diesem Hintergrund die Überlegungen von Brandt und Adenauer im Hinblick auf ihre Realisierbarkeit. [AFB II]
4 Stellen Sie die Ideen und Einrichtungen kollektiver Sicherheitssysteme nach dem Ersten und dem Zweiten Weltkrieg gegenüber. [AFB II]

5 Bewerten Sie diese Ideen und Einrichtungen kollektiver Sicherheitssysteme im Hinblick auf Scheitern oder Erfolg unter Berücksichtigung des Textes von Brandt. [AFB III]
Quelle 1: Aus dem Buch Willy Brandts „Die Kriegsziele der Großmächte und das neue Europa“ April 1940
Europas Vereinigte Staaten
[…]
Sammlung in Etappen?
[…] Das zentrale Thema ist jedoch das Verhältnis zwischen den Ländern Mitteleuropas und den angrenzenden osteuropäischen Ländern, mit andern Worten, das Verhältnis Deutschlands zu seinen östlichen Nachbarn. Die Lösung, die man 1919 fand, war nicht zufriedenstellend. Zwar erhielten eine Reihe von Nationen das Recht auf nationale Unabhängigkeit, die sie verlangt hatten. Dadurch wurden aber gleichzeitig in mehreren kleineren Staaten dieselben Probleme geschaffen, die die österreichisch-ungarische Monarchie gesprengt hatten. Die ursprünglichen Wirtschaftsverbindungen wurden zerrissen. Tausende Kilometer von Zollgrenzen entstanden in einem Gebiet, das vorher wirtschaftlich eng miteinander verflochten war. Bei der Nationalitätenmischung, die in dieser Ecke Europas existiert, musste jede Grenzziehung zur Folge haben, dass auf der anderen Seite der Grenze große Minderheiten entstanden. […] Viele Argumente sprechen für einen föderativen Zusammenschluss zwischen Deutschland und diesen Ländern. Die gesamte mittel- und osteuropäische Gruppe hat starke gemeinsame wirtschaftliche Interessen. [...] Die Bedingungen für den Handel würden wesentlich verbessert werden, wenn man Deutschland und die osteuropäischen Länder, von denen hier die Rede ist, in eine gemeinsame föderative Organisation einfügen könnte. Die Lösung der Minderheitenfrage würde dann auch viel leichter werden. Bei gemeinsamen nationalen Grundrechten für das Gebiet der ganzen Förderation bestünde für einzelne Länder kein Grund, „ihre“ Minderheiten auf der anderen Seite der Grenze zu gebrauchen und zu missbrauchen. […] 

Voraussetzungen für eine europäische Sammlung.
Die Selbstständigkeit und Unabhängigkeit der einzelnen Länder wird am besten dann gesichert, wenn alle Länder sich unter gemeinsame Rechtsregeln und -organe begeben. Aber dann muss es auch eine absolute Voraussetzung sein, dass gleiches Recht für alle Nationen herrscht. Sonst wären die internationalen Behörden nur ein neues Machtmittel für die Interessenpolitik einzelner Großmächte, die dann sogar bewusst mit der moralischen Unterstützung versehen wären, die eine internationale Organisation geben würde. [...]

Gleiches Recht für alle Nationen.
Die demokratische Auffassung von Europas Neuordnung fordert, dass alle Nationen gleiche Rechte haben. Das Selbstbestimmungsrecht muss für alle gelten: für Deutsche ebenso wie für Franzosen, für Inder und Engländer, für Russen und Finnen. In erster Linie ist die Forderung nach dem Selbstbestimmungsrecht der Nationen für die Völker aktuell, die ihre Freiheit und Unabhängigkeit als Opfer von Gewalt- und Kriegspolitik verloren haben. Es kann keinen gerechten und demokratischen Frieden geben, wenn nicht die Resultate des zwischenstaatlichen Terrors aufgehoben werden. Aus diesem Grund kehrt man in der Debatte über die Kriegs- und Friedensziele immer wieder zu der Forderung zurück, dass die Besetzungen Polens, der Tschechoslowakei usw. aufgehoben werden müssen. Erst auf dieser Grundlage wird man diskutieren können, ob es klug ist, zu den Verhältnissen zurückzukehren, die es vor der Okkupation gab. Wenn man das Selbstbestimmungsrecht der Nationen respektiert, ist es nicht wahrscheinlich, dass Polen in den Grenzen wiederentsteht, die es nach dem Weltkrieg erhielt. [...] 

Am natürlichsten ergäbe sich die Lösung dieser Probleme innerhalb einer europäischen Föderation. Das Grundgesetz der Vereinigten Staaten von Europa könnte allen Bürgern – unabhängig von Sprache, Rasse oder Glaubensbekenntnis – gemeinsame Grundrechte geben.

Übersetzung aus dem Norwegischen in Auszügen. Zitiert nach: Willy Brandt, Berliner Ausgabe. Bd. 1. Hitler ist nicht Deutschland. Jugend in Lübeck – Exil in Norwegen 1928-1940, Bonn 2002, S. ???f.

Quelle 2: Brief Konrad Adenauers an den Duisburger Oberbürgermeister Heinrich Weitz (CDU) vom 31.10.1945

Rußland hat in Händen: die östliche Hälfte Deutschlands, Polen, den Balkan, anscheinend Ungarn, einen Teil Österreichs. Rußland entzieht sich immer mehr der Zusammenarbeit mit den anderen Großmächten und schaltet in den von ihm beherrschten Gebieten völlig nach eigenem Gutdünken. In den von ihm beherrschten Ländern herrschen schon jetzt ganz andere wirtschaftliche und politische Grundsätze als in dem übrigen Teil Europas. Damit ist die Trennung in Osteuropa, das russische Gebiet, und Westeuropa eine Tatsache.
In Westeuropa sind die führenden Großmächte England und Frankreich. Der nicht von Rußland besetzte Teil Deutschlands ist ein integrierender Teil Westeuropas. Wenn er krank bleibt, wird das von schwersten Folgen für ganz Westeuropa, auch für England und Frankreich sein. Es liegt im eigensten Interesse nicht nur des nicht von Rußland besetzten Teiles Deutschlands, sondern auch von England und Frankreich, Westeuropa

unter ihrer Führung zusammenzuschließen, den nicht russisch besetzten Teil Deutschlands politisch und wirtschaftlich zu beruhigen und wieder gesund zu machen.

Eine Lostrennung des Rheinlandes und Westfalens von Deutschland dient diesem Zwecke nicht, sie würde das Gegenteil herbeiführen. Man würde eine östliche politische Orientierung des nicht russisch besetzten Teiles Deutschlands herbeiführen. Dem Verlangen Frankreichs und Belgiens nach Sicherheit kann auf die Dauer nur durch wirtschaftliche Verflechtung von Westdeutschland, Frankreich, Belgien, Luxemburg, Holland

wirklich Genüge geschehen. Wenn England sich entschließen würde, auch an dieser wirtschaftlichen Verflechtung teilzunehmen, so würde man dem doch so wünschenswerten Endziele „Union der westeuropäischen Staaten“ ein sehr großes Stück näherkommen.

Zum staatsrechtlichen Gefüge des nicht von Russland besetzten Teiles Deutschlands: Ein vernünftiges staatsrechtliches Gefüge besteht zur Zeit überhaupt nicht, es muss wiederhergestellt werden. Die Schaffung eines zentralisierten Einheitsstaates wird nicht möglich, auch nicht wünschenswert sein, der staatsrechtliche

Zusammenhang kann lockerer sein als früher, etwa in der Form eines bundesstaatlichen Verhältnisses.

Aus: Konrad Adenauer, Erinnerungen 1945-1953, Stuttgart 1965, S. 39f.
